
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 21. November 2012

1202. Umfrage bei den Kantonsregierungen im Rahmen des zweiten
NFA-Wirksamkeitsberichts, Stellungnahme des Kantons Zürich

1. Ausgangslage

Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) analysiert auf der
Grundlage einer Umfrage bei den Kantonsregierungen die Erfahrun-
gen der Kantone zur Aufgabenteilung gemäss Neuem Finanzausgleich
(NFA), deren Ergebnisse in den zweiten Wirksamkeitsbericht einfliessen
werden. Die Umfrage umfasst Fragen zur interkantonalen Zusammen-
arbeit mit Lastenausgleich, zu den Erfahrungen mit der Aufgabenent-
flechtung zwischen Bund und Kantonen und zu den Programmverein-
barungen. Der Wirksamkeitsbericht bildet die Entscheidungsgrundlage
für die Dotierung der Zahlungen in den Ressourcen- und Lastenaus-
gleich 2016–2019 und wird bis Ende 2013 durch das Eidgenössische
 Finanzdepartement erarbeitet und im April 2014 in die Vernehmlassung
geschickt.

Gemäss Art. 18 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 3. Oktober 2003 über
den Finanz- und Lastenausgleich muss der Wirksamkeitsbericht die
 interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich gesondert analy-
sieren. Gemäss Art. 57 der Verordnung vom 7. November 2007 über den
Finanz- und Lastenausgleich müssen die ersten beiden Wirksamkeits-
berichte zusätzlich eine Analyse zum Übergang vom alten zum neuen
Finanzausgleich enthalten, insbesondere die Auswirkungen der neuen
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen und die Programm -
vereinbarungen bei Verbundaufgaben.

Im Rahmen des ersten Wirksamkeitsberichts vom 31. März 2010 konn-
ten die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der neuen Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen sowie die Programmvereinbarungen bei
Verbundaufgaben aufgrund der kurzen Erfahrung und der ungenügen-
den Datenlage nicht eingehend analysiert werden. Erste grobe Einschät-
zungen aus dem Jahr 2010 waren insgesamt positiv (Wirksamkeitsbericht
S. 12). Bei den Nationalstrassen wurde auf Effizienz- und Effektivitäts-
gewinne hingewiesen, insbesondere in Bezug auf den betrieblichen Un-
terhalt und die Optimierungen auf Projektebene. Jedoch wurden keine
Angaben gemacht zur besseren Beschaffungspraxis, zur Harmonisie-
rung der Instandsetzungsintervalle und zur Reorganisation der Bau -
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herrenaufgaben. Bei den Programmvereinbarungen wurden die ersten
Erfahrungen als zufriedenstellend erachtet. Zu den Behinderteninsti -
tutionen und Sonderschulen waren noch keine Aussagen möglich. In
der Stellungnahme des Kantons Zürich zum ersten Wirksamkeitsbericht
(RRB Nr. 994/2010) wurde die Erwartung an die Eidgenössische Finanz-
verwaltung geäussert, Fragen zur Aufgabenteilung im zweiten Wirksam-
keitsbericht vertieft zu analysieren.

2. Erläuterungen

Ziel und Leitlinie des NFA bildete neben einer klareren Regelung
der Aufgaben des Staates insbesondere ein effizienterer Einsatz der
Steuern. Um dies zu erreichen, erfolgten die Aufgabenzuteilung und
 Entflechtung anhand des Subsidiaritätsprinzips und des Prinzips der
 fiskalischen Äquivalenz. Der Bund sollte sich auf diejenigen Aufgaben
konzentrieren, welche die Kraft der Kantone übersteigen oder gesamt-
schweizerisch einheitlich geregelt werden müssen. Den Kantonen soll-
te eine grössere Gestaltungsfreiheit bei der Aufgabenerfüllung gewährt
werden, wobei das Gemeinwesen, in dem der Nutzen einer Leistung an-
fällt, die Leistung bestimmen und deren Kosten tragen soll. Die interkan-
tonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich sollte dazu beitragen, dass
Grössenvorteile genutzt und externe Effekte (Spillover-Problematik)
vermieden werden. Der Fragebogen der KdK orientiert sich an diesen
Leitlinien. Bei der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenaus-
gleich gemäss, Art. 48a BV (Teil 1) geht es insbesondere um die Erfah-
rungen der Kantone hinsichtlich der Mitwirkungsrechte, der Nutzung
von Grössenvorteilen, der erzielten Effizienzgewinne, der Koordination
des Angebots und der Förderung der Spezialisierung. Bei den entfloch-
tenen Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (Teil 2) und den Pro-
grammvereinbarungen (Teil 3) sollten insbesondere die Auswirkungen
auf das Leistungsangebot und auf die Effizienz beurteilt werden. Teil 4
ermöglicht allgemeine Bemerkungen zur NFA.

Die Stellungnahmen der einzelnen Direktionen zeigen, dass der Kan-
ton Zürich die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich
(Teil 1) mehrheitlich positiv beurteilt und eine verstärkte interkanto -
nale Zusammenarbeit wünscht. Allerdings liessen sich die erwarteten
Effizienzgewinne nur teilweise erzielen.
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Auf Antrag der Finanzdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an die Konferenz der Kantonsregierungen (Zustellung
auch per E-Mail an w.moser@kdk.ch):

Mit Schreiben vom 5. September 2012 haben Sie uns eingeladen,
 Fragen betreffend die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenaus-
gleich sowie Erfahrungen mit der Aufgabenentflechtung und zu Pro-
grammvereinbarungen, die im Hinblick auf den 2. NFA-Wirksamkeits-
bericht analysiert werden, zu beantworten. Wir danken Ihnen für die
Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die Antworten zu Ihren Fragen entnehmen Sie dem beigelegten Fra-
gebogen. Die bestehende Liste zu den Interkantonalen Vereinbarungen
in den Aufgabenbereichen von Art. 48a BV wurde ergänzt.

II. Mitteilung an die Direktionen des Regierungsrates und die Staats-
kanzlei (je unter Beilage des Fragebogens und der Liste der Inter -
kantonalen Vereinbarungen).

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


